
SatzunA

§ 1 Name, Sitz

1. Der Verein führt den Namen lssi, Paula und Co.

2. Er soll in das Vereinsregister eingetragen werden und führt danach
den Zusatz e. V.

3. Der Sitz des Vereins ist Niddatal.

§ 2 Zweck

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des
Abschnitts ,,Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung (AO).

2. a) Zweck des Vereins ist die Förderung des Tierschutzes (§ 52 Absatz 2 AO)

b) Der Satzungszweck des Vereins wird verwirklicht indem die Tierschutzarbeit von
,,lssis-Ranch" in Niddatal-Bönstadt unterstützt wird. Auf ,,lssis-Ranch" wird Tieren unter
dem Gesichtspunkt der artgerechten Haltung ein würdevolles Leben auch abseits der
leistungsfähigen Lebensjahre bis ins hohe Alter ermöglicht. Hier finden auch alte,
körperlich eingeschränkte und nicht mehr gebrauchte Tiere einen |iebevo||en Platz für
ihr Restleben.

Die Aufgabe des Vereins besteht darin, zum Beispiel folgende Punkte finanziell zu
unterstützen und/oder umzusetzen:

· eine artgerechte Ausstattung der Unterbringung der Tiere
· die Zurverfügungstellung von Beschäftigungsmaterialien
· die Versorgung der Tiere mit alters- und artgerechten Futtermitteln
· die Bereitstellung von Hilfsmitteln, die im Rahmen der artgerechten Haltung der

Tiere Verwendung finden
· die individuelle gesundheitliche Versorgung der Tiere
· die Organisation von Tierpatenschaften, um Menschen die Möglichkeit zu geben,

sich für den Tierschutz zu engagieren, ohne ein Tier bei sich aufnehmen zu müssen

3. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke.

4. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

5. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind,
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.
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§ 3 Mitgliedschaft

1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person und juristische Person werden.
Über die Aufnahme entscheidet nach schriftlichem Antrag der Vorstand. Ein
Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ablehnung der Aufnahme muss nicht begründet
werden. Ein Rechtsmittel gegen die Ablehnung der Aufnahme besteht nicht.
Bei Minderjährigen ist der Aufnahmeantrag durch die gesetzlichen Vertreter zu stellen.

2. Mit der Aufnahme in den Verein erkennt das Mitglied die Satzung an. Es verpflichtet
sich, die Satzungsregelungen und die Ordnungen des Vereins sowie die Beschlüsse
der Vereinsorgane zu befolgen. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Vereinsinteressen
zu fördern und alles zu unterlassen, was dem Ansehen und dem Zweck des Vereins
entgegensteht.

3. Der Austritt aus dem Verein ist jeweils zum Ende des Kalenderjahres zulässig. Er muss
schriftlich gegenüber dem Vorstand erklärt werden.

4. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn sein Verhalten in
grober Weise gegen die Interessen des Vereins verstößt. Über den Ausschluss
entscheidet die Mitgliederversammlung.

5. Die Mitgliedschaft endet mit dem Tod des Mitglieds (bei juristischen Personen mit
deren Erlöschen).

6. Das ausgetretene oder ausgeschlossene Mitglied hat keinen Anspruch gegenüber dem
Vereinsvermögen.

7. Die Mitglieder haben Mitgliedsbeiträge zu leisten.
Die Höhe der Mitgliedsbeiträge wird durch die Mitgliederversammlung festgesetzt.

8. Das Mitglied ist verpflichtet, dem Verein Änderungen der Bankverbindung (bei
Erteilung einer Einzugsermächtigung), der Anschrift sowie der Emailadresse
mitzuteilen.

9. Nachteile, die dem Mitglied dadurch entstehen, dass es dem Verein die erforderlichen
Änderungen nach Abs. (8) nicht mitteilt, gehen nicht zu Lasten des Vereins und können
diesem nicht entgegengehalten werden. Entsteht dem Verein dadurch ein Schaden, ist
das Mitglied zum Ausgleich verpflichtet.

10. Kann ein vereinbarter Bankeinzug der aus Gründen, die das Mitglied zu vertreten hat,
nicht erfolgen, sind die dadurch entstehende Gebühren durch das Mitglied zu tragen.

§ 4 Vorstand

1. Der Gesamtvorstand des Vereins besteht aus dem 1. Vorsitzenden und dem
2. Vorsitzenden.

2. Der vertretungsberechtigte Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus dem
1. Vorsitzenden und dem 2. Vorsitzenden. jeder von ihnen vertritt den Verein einzeln.
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3. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei jahren
gewählt: jedes Vorstandsmitglied bleibt jedoch so lange im Amt bis eine Neuwahl
erfolgt ist. Eine Wiederwahl ist möglich.

4. Vorstandsmitglieder können nur Mitglieder des Vereins werden, die das 18. Lebensjahr
vollendet haben.

§ 5 Mitgliederversammlung

1. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich statt. Außerdem muss
eine Mitgliederversammlung einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es
erfordert oder wenn mindestens 1/10 der Mitglieder die Einberufung schriftlich unter
Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt.

2. jede Mitgliederversammlung ist vom Vorstand per E-Mail unter Einhaltung einer
Einladungsfrist von zwei Wochen und unter Angabe der Tagesordnung einzuberufen.
Die Mitglieder sind verpflichtet, die jeweilige Zustelladresse aktuell zu halten.

3. Versammlungsleiter ist der 1. Vorsitzende und im Falle seiner Verhinderung der 2.
Vorsitzende. Sollten beide nicht anwesend sein, wird ein Versammlungsleiter von der
Mitgliederversammlung gewählt. Ein Protokollant zur Aufnahme der Beschlüsse wird
gewählt.

4. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die
Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig.

5. jedes volljährige Mitglied hat eine Stimme.

6. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen gültigen Stimmen gefasst. Zur Änderung der Satzung und des
Vereinszwecks ist jedoch eine Mehrheit von '/4 der abgegebenen gültigen Stimmen
erforderlich.

7. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das
vom Versammlungsleiter und dem Protokollanten zu unterschreiben ist.

§ 6 Haftung des Vorstandes und der Vereinsmitglieder

1. Vorstandsmitglieder haften dem Verein gegenüber für einen Schaden, den sie bei der
Wahrnehmung der ihnen übertragenen satzungsgemäßen Aufgaben verursachen, nur
bei Vorliegen von Vorsatz, nicht bei Fahrlässigkeit. Das gilt auch für die Haftung
gegenüber den Mitgliedern des Vereins.

2. Sind Vorstandsmitglieder oder besondere Vertreter zum Ersatz eines Schadens
verpflichtet, den sie bei der Wahrnehmung ihrer Pflichten verursacht haben, so können
sie von dem Verein die Befreiung von der Verbindlichkeit verlangen, sofern der
Schaden nicht vorsätzlich verursacht wurde.

3. Sind Vereinsmitglieder unentgeltlich für den Verein tätig haften sie dem Verein
gegenüber für einen Schaden, den sie bei der Wahrnehmung der ihnen übertragenen
satzungsgemäßen Aufgaben verursachen, nur bei Vorliegen von Vorsatz.
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4. Sind Vereinsmitglieder einem anderen zum Ersatz eines Schadens verp¶ichtet, den sie
bei der Wahrnehmung der ihnen übertragenen satzungsmäßigen Vereinsaufgaben
verursacht haben, so können sie von dem Verein die Befreiung von der Verbindlichkeit
verlangen. Das gilt nicht, wenn der Schaden vorsätzlich verursacht wurde.

§ 7 Regelungen zum Datenschutz

1. Verantwortlich für den Datenschutz ist der Vereinsvorstand. Dieser ist namentlich mit
Kontaktdaten auf der Vereinshomepage veröffentlicht oder über die E-Mailadresse
datenschutz@issis-ranch.de zu erreichen.

2. Unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben und Bestimmungen der EU-
DatenschutzGrundverordnung (DSGVO) und des gültigen Bundesdatenschutzgesetzes
(BDSG) werden zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins und zur
Mitgliederverwaltung personenbezogene Daten über persönliche und sachliche
Verhältnisse der Mitglieder des Vereins erhoben, gespeichert, genutzt und verarbeitet.

3. Mit dem Beitritt eines Mitgliedes nimmt der Verein alle für die Mitgliedschaft im Verein
relevanten Daten (Name, Anschrift, Geburtsdatum, Bankverbindung, Emailadresse
etc.) auf. Diese Informationen werden digital gespeichert Jedem Vereinsmitglied wird
eine Mitgliedsnummer zugeordnet. Die personenbezogenen Daten werden dabei durch
geeignete technische und organisatorische Maßnahmen vor der Kenntnisnahme Dritter
geschützt.

4. Sonstige Informationen zu den Mitgliedern und Informationen über Nichtmitglieder
werden grundsätzlich nur verarbeitet oder genutzt, wenn sie zur Förderung des
Vereinszwecks nützlich sind und keine Anhaltspunkte bestehen, dass die betroffene
Person ein schutzwürdiges Interesse hat, das der Verarbeitung oder Nutzung
entgegensteht.

5. Die Daten werden nach Ausscheiden des Mitglieds aus dem Verein und dem Ablauf
der entsprechenden gesetzlichen Aufbewahrungsfristen gelöscht.

6. Soweit die in den jeweiligen Vorschriften beschriebenen Voraussetzungen vorliegen,
hat jedes Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte:

a) auf Auskunft nach Art. 15 DSGVO,
b) auf Berichtigung nach Art. 16 DSGVO,
c) auf Löschung nach Art, 17 DSGVO,
d) auf Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO,
e) auf Datenübertragbarkeit nach Art. 20 DSGVO,
f) Widerspruchsrecht nach Art. 21 DSGVO und
q) auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde nach Art. 77 DSGVO.

3. Sollte ein Mitglied der Speicherung seiner persönlichen Daten widersprechen, ist eine
Weiterführung der Mitgliedschaft nicht möglich. Die Mitgliedschaft wird dann zum Ende
des Kalenderjahres aufgelöst.

4. Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es
untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als den zur jeweiligen
Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten
zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das
Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus.
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5. Der Verein erlässt eine Datenschutzordnung, in der weitere Einzelheiten der
Datenerhebung und der Datenverwendung sowie technische und organisatorische
Maßnahmen zum Schutz der Daten aufgeführt sind. Die Datenschutzordnung wird vom
Vorstand beschlossen.

§ 8 Auflösung, Anfall des Vereinsvermögens

1. Zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von 4/5 der abgegebenen gültigen
Stimmen erforderlich.

2. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter
Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen
Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die
Förderung des Tierschutzes.

Niddatal, 19.06.2019


